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Einleitung

Deutschland ist in einer einmalig günstigen Sicherheitslage; direkte exis-
tenzielle Gefahren für die politische Souveränität und territoriale Integrität 
gibt es gegenwärtig nicht. Das Recht und die Freiheit des deutschen Vol-
kes – um die Eidesformel zu zitieren – müssen zurzeit nicht verteidigt wer-
den. Nur dienen Streitkräfte immer auch der Risikovorsorge, sind eine Art 
Sicherheitspolice. Niemand vermag vorherzusehen, wie sich die Welt in 
den nächsten Jahrzehnten entwickelt. Deutschland ist zudem in ein Bünd-
nis eingebunden, in dem für einige Mitgliedsstaaten Verteidigung, also 
klassische Sicherheitspolitik im Sinne von Artikel 5 des NATO-Vertrages, 
von größerer Bedeutung ist als für die Bundesrepublik. Ausgerichtet ist die 
NATO auch auf die – wie es in ihrem Sprachgebrauch heißt – »Krisenre-
aktionsoperationen«. Diese umfassen das gesamte Spektrum militärischer 
Einsätze, die nicht unter Artikel 5 fallen. Nach der gängigen Auffassung 
muss die NATO neben anderen Aufgaben weiterhin auf die expeditionäre 
Kriegführung in weltweitem Maßstab ausgelegt sein. Trotz der Interven-
tionsskepsis im Zuge des Afghanistan-Engagements ist damit zu rechnen, 
dass der Ruf nach dem Einsatz militärischer Gewalt immer wieder einmal 
laut werden wird, wenn andere Instrumente keinen Erfolg versprechen. 
Nicht zuletzt gilt dies, da Deutschland den Erwartungen verbündeter Staa-
ten ausgesetzt ist, auch im militärischen Bereich größere Verantwortung 
zu übernehmen. So nimmt Deutschland seit Januar 2016 mit Aufklärungs-
f lugzeugen an der »Operation Inherent Resolve« teil, dem Krieg gegen die 
Terrororganisation »Islamischer Staat«. Und schließlich bleibt die Heraus-
forderung, ob und in welchem Maße sich Deutschland verstärkt an Frie-
densoperationen der Vereinten Nationen beteiligen soll. 

Wenn in Deutschland von Auslandseinsätzen der Bundeswehr gesprochen 
wird, dann oft im Zusammenhang mit einer gewachsenen internationalen 
Verantwortung.1 Das Konzept der Verantwortung spielt in der außenpo-
litischen Rhetorik der politischen Entscheidungsträger seit Ende des Ost-
West-Konf likts eine prominente Rolle. Der inhaltliche Schwerpunkt hat 
sich dabei durchaus gewandelt. Wurde anfänglich Verantwortung vor allem 
als historische Verantwortung und auch als Bereitschaft zur Übernahme 
von Lasten und der Erbringung von Leistungen verstanden, signalisierte der 
Begriff Verantwortung bald den Anspruch, aufgrund größerer Macht und 
dadurch erwachsender Verpf lichtungen internationale Politik stärker mitzu-
gestalten. Inhaltlich verband sich die Bereitschaft zur Übernahme von mehr 
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Verantwortung dabei mit dem militärischen Instrument, zumal da mit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1994 rechtlich der Weg zu Aus-
landseinsätzen im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme geebnet wurde.2 
Gelegentlich schimmert der Anspruch, als Großmacht mit den gleichen 
Rechten, aber auch den gleichen Pf lichten anerkannt zu werden, im Ver-
antwortungsdiskurs sehr deutlich durch, etwa als der damalige Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière sagte: »Deutschland trägt ebenso Ver-
antwortung für die Stabilität der internationalen Beziehungen wie andere 
große Nationen auf der Welt auch.« Und als Konsequenz daraus: »Das kann 
zur Folge haben, dass auch der Einsatz unserer Streitkräfte gefragt ist, auch 
wenn unsere unmittelbaren nationalen Sicherheitsinteressen auf den ersten 
Blick nicht berührt sein mögen.«3

Im Sinne des »Für-etwas-Rede-und-Antwort-Stehens«4 ist Verantwor-
tung jedoch zunächst einmal sehr konkret, denn sie bezieht sich auf die eige-
nen Soldaten, die in die Lage geraten, töten zu müssen oder getötet zu wer-
den. Soldaten müssen die Gewissheit haben, dass ihre Bereitschaft zu töten 
und sich töten zu lassen, nur für legitime Zwecke eingesetzt wird. Das ist die 
moralische Substanz des »Vertrages«, den ein Soldat mit seinem Staat geschlos-
sen hat. Dieses Problem stellt sich umso mehr, seitdem sich die Bundeswehr 
zu einer Interventionsarmee entwickelt hat und Soldaten in Einsätze entsandt 
werden, die über die Selbst- oder Bündnisverteidigung hinausgehen.5 

Auslandseinsätze der Bundeswehr sind Militäreinsätze und als solche 
vom Extremfall aus zu bedenken, von dem Gewaltpotenzial, das ihnen 
innewohnt: Es geht um den Einsatz physischer Zwangsmittel, sei es, um 
bestimmte Akteure von einem bestimmten Verhalten abzuschrecken, sei 
es, um bestimmte Akteure zu einem bestimmten Handeln zu zwingen. 
Begriffe wie Friedensoperationen oder Stabilisierungsoperationen ver
nebeln nur die fundamentale Natur dessen, um was es im Extremfall geht: 
um das Töten, aber auch das Risiko des Getötetwerdens.6

Allerdings fehlt es gerade im politischen Raum an einer breiten nachhal-
tigen Debatte darüber, zu welchen Zwecken, unter welchen Bedingungen 
und in welcher Art der Einsatz militärischer Gewalt nicht nur strategisch 
und völkerrechtlich, sondern auch ethisch gerechtfertigt sein kann.7 In 
offiziellen sicherheitspolitischen Dokumenten bleiben solche Fragen weit-
gehend ausgeklammert. Eine diffuse Verantwortungsrhetorik ersetzt 
jedoch keine differenzierte normative Debatte. 

Wenn in Deutschland über die Legitimität von militärischen Auslands
einsätzen debattiert wird, also im weitesten Sinne darüber, ob ein Einsatz 
erforderlich und berechtigt ist, dann lassen sich drei Argumentationsmus-
ter erkennen: das realistische, das moralistische und das legalistische. 
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Das realistische spiegelt sich unter anderem in offiziellen sicherheits
politischen Dokumenten wider, wenn die Interessen Deutschlands als 
vorrangiger Maßstab genannt werden. So heißt es in den Verteidigungs
politischen Richtlinien von 2011: »Militärische Einsätze ziehen weitrei-
chende politische Folgen nach sich. In jedem Einzelfall ist eine klare 
Antwort auf die Frage notwendig, inwieweit die Interessen Deutschlands 
den Einsatz erfordern und rechtfertigen und welche Folgen ein Nicht-
Einsatz hat.«8 Die Interessen, die aufgelistet sind, werden sehr weit ver-
standen: dazu gehören die Verhinderung, Eindämmung und Bewälti-
gung von Krisen und Konf likten, die die Sicherheit Deutschlands und 
seiner Verbündeten »beeinträchtigen«, die Ermöglichung eines ungehin-
derten Welthandels und der Zugang zu natürlichen Ressourcen.9 Für 
Entscheidungen darüber, welche Interessen den Einsatz militärischer 
Gewalt erfordern und moralisch rechtfertigen können, bleiben sie zu 
unbestimmt.10 

Das moralistische Argumentationsmuster liegt dem immer wieder ein-
mal zu vernehmendem Ruf zugrunde, im Angesicht von Gräueltaten und 
Genozid dürfe nicht weggesehen werden und müsse doch etwas getan 
werden.11 

Das legalistische Argumentationsmuster schließlich ist gewissermaßen die 
Grundierung deutscher Debatten über den Einsatz militärischer Gewalt. Es 
ist das Feld, auf dem Debatten in einer Weise ausgetragen werden, als sei das 
positive Völkerrecht Angel- und Endpunkt aller normativen Bewertung. 

Doch diese Argumentationsmuster werden der Problematik nicht ge
recht. Notwendig ist ein differenzierter Bewertungsrahmen. Dieser wird 
im Folgenden entwickelt. Leitend – so die Ausgangsüberlegung – sollte 
ein mehrdimensionales normatives Verständnis von Legitimität sein, das 
strategische, rechtliche und ethische Überlegungen integriert. Effektivität, 
Legalität und Moralität sind dabei die zentralen Kategorien. Notwendig 
ist ein solches komplexes Verständnis von Legitimität, weil (a) die Erfolgs-
aussichten eines Militäreinsatzes aller Erfahrung nach oft ungewiss, (b) 
die völkerrechtlichen Grundlagen interpretationsoffen und (c) moralische 
Bewertungen unausweichlich, aber oft äußerst strittig sind. 

Deshalb – so die Kernthese dieses Buches – ist eine diese Mehrdimen
sionalität ref lektierende normative Theorie legitimer militärischer Gewaltan-
wendung erforderlich, die an das oft missverstandene kritische Potenzial der 
bellum iustum (»gerechter Krieg«)-Tradition anknüpft. Eine solches Gerüst von 
Prinzipien und Kriterien kann zum einen bei der individuellen Urteilsbil-
dung helfen: Sofern man nicht einem absoluten Pazifismus anhängt, sondern 
die Möglichkeit eines notwendigen Gewalteinsatzes zumindest in Betracht 
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zieht, kann man sich der Frage nach dessen Legitimität nicht entziehen. Die 
Orientierung an den Prinzipien und Kriterien einer Theorie legitimer mili-
tärischer Gewalt ermöglicht zum anderen eine strukturierte und rationale 
öffentliche Debatte über folgende Fragen: Werden mit einem militärischen 
Einsatz klar bestimmte legitime Zwecke verfolgt, das heißt solche, die eine 
Ausnahme vom Tötungsverbot rechtfertigen, verallgemeinerungsfähig sind 
und hierauf möglichst durch den Zwang zur Legitimation in multilateralen 
Verfahren »getestet« wurden? Waren andere, gewaltärmere Mittel erfolg-
los oder bieten keine vernünftige Erfolgsaussicht? Besteht eine vernünftig 
begründbare Aussicht darauf, dass diese Zwecke dauerhaft und mit einem 
Minimum an Gewalt erreicht werden können? 

Dieser normative Bezugsrahmen soll im Folgenden entfaltet, sein Nut-
zen anhand aktueller Formen und Fälle des Einsatzes militärischer Gewalt 
dargelegt werden. Der Autor kann sich in Teilen auf einige Vorarbeiten 
stützen, die ursprünglich als Analysen der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) erschienen sind, jedoch überarbeitet, erweitert und aktualisiert wur-
den. In diese Analysen sind Kritik und Anregungen vieler Kolleginnen und 
Kollegen innerhalb und außerhalb der SWP eingef lossen, denen der Autor 
herzlich dankt, namentlich Michael Alfs, Muriel Asseburg, Christoph 
Baron, Gert Krell, Hubert Leber, Sascha Lohmann, Marco Overhaus, 
Michael Paul, Volker Perthes, Henriette Rytz, Christian Schaller, Sonja 
Thielges, Denis Tull. Herzlich danke ich auch allen, die dieses Buchprojekt 
von der ersten Idee bis zur Fertigstellung mit Rat und Tat begleitet haben: 
Hildegard Bremer, Hans-Georg Golz, Jens Kreibaum und Benjamin Weiß.
Besonderer Dank aber gilt Dorothee Abraham-Rudolf, der dieses Buch 
gewidmet ist: Sie weiß warum. 




